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DISCLAIMER
Unser Magazin „TUNAL“ bietet lediglich allgemei-
ne Informationen. Wir übernehmen keine Gewähr 
für die inhaltliche Richtigkeit undVollständigkeit. In 
keinem Fall sind diese geeignet, eine kompetente 
Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Hierfür steht 
Ihnen unsere Kanzlei gerne zur Verfügung. Die-
ses Magazin unterliegt urheberrechtlichem Schutz. 
Eine Speicherung zu eigenen privaten Zwecken 
oder die Weiterleitung zu privaten Zwecken (nur 
in vollständiger Form) ist gestattet. Kommerzielle 
Verwertungsarten, insbesondere der Abdruck in 
anderen Newslettern oder die Veröffentlichung auf 
Webseiten, bedürfen der Zustimmung der Heraus-
geber. Bildnachweise, Gestaltung und Produktion: 
Konsulent Unternehmensberatung GmbH. Quel-
le der steuerliche Textinhalte in Lizenz: efv, Erich 
Fleischer Verlag, Clüverstrasse 20, 28832 Achim.



Liebe Leserinnen,
liebe Leser.

Es ist uns eine Freude, Ihnen heute
unsere bereits fünfundzwanzigste

Kanzleizeitschrift vorstellen zu dürfen.

Das Steuerrecht entwickelt sich stetig weiter. 
Uns liegt viel daran, Sie aktuell und anschaulich 
zu informieren. Wir haben daher wichtige
Änderungen und Informationen aus dem
Bereich Steuern, Recht und Wirtschaft für Sie 
zusammengestellt.

Gleichwohl wollen wir Ihnen auch Neuigkeiten 
aus unserem Kanzleialltag nicht vorenthalten.
Bei Fragen zu den angesprochenen Themen 
sind wir gerne persönlich für Sie da.

Herzliche Grüße und viel Freude beim Lesen,
Ihr Steuerberater

Christian Walczak
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Die Fliege
von Heinz Erhardt

Eine Fliege flog zum Flügel,
huschte leis über die Tasten,
um dann auf dem „gis“ zu rasten.
Doch nur zwei Sekunden währte
dieser Aufenthalt, dann kehrte
sie zurück zu ihrer Sippe
und erzählte unumwunden,
sie hätt den guten Ton gefunden.
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Option
zur Besteuerung nach dem
Teileinkünfteverfahren bei 
Beteiligung an einer GmbH

Die Besteuerung von Erträgen 
aus Aktien oder einer GmbH-Be-
teiligung ist grundsätzlich durch 
die 25 %ige Kapitalertragsteuer 
abgegolten. Sofern der persön-
liche Steuersatz niedriger ist, 
kann die Einbeziehung aller Ka-
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Sachbezugswerte 2025
für Lohnsteuer und Sozialversicherung

Erhalten Arbeitnehmer von 
ihrem Arbeitgeber Sachbe-

züge (z. B. freie Unterkunft oder 
Kantinenmahlzeiten), sind diese 
als geldwerte Vorteile lohnsteuer-
pflichtig und regelmäßig auch der 
Sozialversicherung zu unterwer-
fen.4 Die Höhe der Sachbezüge 
wird in der Sozialversicherungs-
entgeltverordnung festgelegt.

Freie Verpflegung/Mahlzeiten
Der Wert für die freie Verpflegung 
setzt sich zusammen aus den 
Mahlzeiten Frühstück, Mittages-
sen und Abendessen.
Eventuelle Zuzahlungen des 
Arbeitnehmers mindern den 
Sachbezugswert; bei Zahlungen 
in Höhe des vollen Sachbezugs-
werts durch den Arbeitnehmer 
verbleibt kein steuer- und sozial-
versicherungspflichtiger Betrag.

Der Ansatz des (günstigen) Sach-
bezugswerts kommt regelmäßig 
in Betracht für5

a)	 Mahlzeiten, die der Arbeit-
geber arbeitstäglich in einer selbst 
betriebenen Kantine, Gaststät-
te oder vergleichbaren Einrich-
tung an Arbeitnehmer abgibt; 

b)	 Leistungen des Arbeitge-
bers an Mahlzeiten vertreibende 
Einrichtungen (z. B. Gaststätten), 
die zur Verbilligung von arbeits-
täglichen Mahlzeiten beitragen, 
wenn der Zuschuss des Arbeit-
gebers den tatsächlichen Preis 
der Mahlzeit nicht übersteigt; 

c)	 die Abgabe von Es-
senmarken oder Restaurant-
schecks/-gutscheinen an Ar-
beitnehmer zur Einlösung in 
Gaststätten usw. Voraussetzung 
für den Ansatz mit dem Sachbe-

zugswert ist, dass der Restaurant-
scheck einen Wert von 7,50 Euro 
pro Mahlzeit nicht übersteigt. 

d)	 Barzuschüsse, die der 
Arbeitgeber – z. B. statt Essen-
marken oder Gutscheinen – ohne 
vertragliche Beziehung zu einer 
Annahmestelle an seine Arbeit-
nehmer für den Erwerb einer 
arbeitstäglichen Mahlzeit leistet; 
auch hier darf der Zuschuss 7,50 
Euro pro Mahlzeit nicht über-
schreiten.

Für die Inanspruchnahme der 
Sachbezugswerte muss (vom 
Arbeitgeber) sichergestellt wer-
den, dass nur eine Mahlzeit je 
Arbeitstag erworben und be-
zuschusst wird; dies gilt auch 
für arbeitstägliche Zuschüsse zu 
Mahlzeiten für Home-office-Mit-
arbeiter. Der Erwerb von Mahlzei-
ten für andere Tage „auf Vorrat“ 
ist schädlich und führt zum An-
satz entsprechender Zuschüsse 
als Barlohn mit dem nominalen 
Wert.

Ergibt sich durch die unentgeltli-
che oder verbilligte Verschaffung 
von Mahlzeiten ein lohnsteuer-
pflichtiger Betrag, kann der Ar-
beitgeber diesen gem. § 40 Abs. 
2 EStG mit 25 % pauschal ver-
steuern; in diesem Fall liegt in der 
Sozialver-sicherung Beitrags-
freiheit vor.6

Freie Unterkunft

Hinsichtlich der Gewährung einer 
freien Unterkunft durch den Ar-
beitgeber ist zu unterscheiden:

•	 Handelt es sich um eine in 
sich abgeschlossene Woh-
nung (bzw. ein Einfamilien-

haus), in der ein selbständi-
ger Haushalt geführt werden 
kann, ist regelmäßig der orts-
übliche Mietpreis zugrunde 
zu legen. Nebenkosten, wie 
z. B. Strom und Wasser, sind 
dabei mit dem tatsächlichen 
Preis zu berücksichtigen. 

•	 Dagegen ist für die Überlas-
sung einer sonstigen Un-
terkunft (einzelne Räume) 
regelmäßig ein pauschaler 
Sachbezugswert anzusetzen; 
für 2025 beträgt dieser 282 
Euro monatlich. Die Unter-
kunft kann mit dem ortsübli-
chen Mietpreis bewertet wer-
den, wenn dieser unter dem 
pauschalen Sachbezugswert 
liegt.7 

Bei verbilligter Überlassung 
einer Wohnung bzw. einer Unter-
kunft vermindern sich die o. a. 
Werte um das vom Arbeitnehmer 
gezahlte Nutzungsentgelt; der 
verbleibende Betrag ist dann der 
Lohnsteuer und der Sozialversi-
cherung zu unterwerfen.

Beträgt das vom Arbeitnehmer 
gezahlte Entgelt für die Überlas-
sung einer Wohnung jedoch min-
destens 2/3 der ortsüblichen Mie-
te (und diese nicht mehr als 25 
Euro/m2), ist kein steuerpflichti-
ger Sachbezug anzusetzen.8
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Rechnungen
von Kleinunternehmern
ab 01.01.2025

Nach dem durch das Jahressteu-
ergesetz 2024 neu eingefügten § 
34a UStDV müssen mit Wirkung 
ab 01.01.2025 Rechnungen von 
umsatzsteuerrechtlichen Klein-
unternehmern insbesondere die 
folgenden Angaben enthalten:

1.	 den vollständigen Namen 
und die vollständige Anschrift 
des leistenden Unternehmers 
und des Leistungsempfängers, 

2.	 die dem leistenden Unter-
nehmer vom Finanzamt erteilte 
Steuernummer oder die ihm vom 
Bundeszentralamt für Steuern 
erteilte Umsatzsteuer-Identifika-
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Gesetzesän-
derungen
ab 01.01.2025

Zum Jahresanfang 2025 treten 
einige Gesetzesänderungen in 
Kraft.11 Dies sind die Wichtigs-
ten:

•	 Die Aufbewahrungsfrist 
für Buchungsbelege wird von 
10 Jahre auf 8 Jahre verkürzt, 
und zwar für alle Belege, de-
ren 10-jährige Aufbewahrungs-
frist noch nicht abgelaufen ist. 

•	 Der als Sonderaus-
gaben abziehbare Anteil der 
Kinderbetreuungskosten für 
Kinder, die das 14. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, 
wird von 2/3 auf 80 % der Auf-
wendungen angehoben, sodass 
der Höchstbetrag von 4.000 
Euro auf 4.800 Euro ansteigt 
(§	 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG). 

•	 Unterhaltszahlungen an 
unterhaltsberechtigte Personen 
können nur noch als außerge-
wöhnliche Belastung abgezogen 
werden, wenn sie durch Über-
weisung auf das Konto der un-
terhaltenen Person geleistet wer-
den; Barzahlungen werden nicht 
mehr anerkannt
(§	 33a Abs. 1 EStG). 

•	 Die Grenzen für den Ge-
samtumsatz bei der umsatz-
steuerrechtlichen Kleinunter-

pitalerträge in die Veranlagung 
beantragt werden (sog. Güns-
tiger-Prüfung), die dann zu einer 
(teilweisen) Erstattung der Ka-
pitalertragsteuer führt. Gegebe-
nenfalls können auch allein die 
Erträge aus einer Beteiligung in 
die Veranlagung einbezogen wer-
den. Die Erträge werden dann nur 
mit 60 % angesetzt; vorhandene 
Werbungskosten können dabei 
– anders als bei anderen Kapital-
einkünften – (in Höhe von 60 %) 
abgezogen werden. Vorausset-
zung für dieses sog. Teileinkünf-
teverfahren ist, dass die Beteili-
gung an der Kapitalgesellschaft 
(vgl. § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG)

•	 mindestens 25 % beträgt oder 

•	 mindestens 1 % und durch 
eine berufliche Tätigkeit für 
die Gesellschaft ein maßgeb-
licher unternehmerischer Ein-
fluss auf deren wirtschaftliche 
Tätigkeit besteht.

Wird der Antrag nicht widerrufen, 
gilt er automatisch auch für die 
Folgejahre. Für die vier folgenden 
Jahre gilt er sogar dann, wenn die 
o. g. Voraussetzungen – also z. B. 
die entsprechende Beteiligungs-
höhe – nicht mehr vorliegen.9 

Wird der Antrag widerrufen, kann 
er nicht erneut gestellt werden.

Der Antrag auf Anwendung des 
Teileinkünfteverfahrens ist dann 
zu empfehlen, wenn der 60 %ige 
Ansatz der Gewinnausschüttung 
bei der Veranlagung günstiger 
ist als der 25 %ige Kapitalertrag-
steuerabzug. Darüber hinaus 
kann der Antrag empfehlenswert 
sein, wenn Werbungskosten (z. 
B. Zinsen für die Finanzierung 
der Beteiligung) anfallen, weil 
diese dann mit 60 %abgezogen 
werden können. Wie der Bundes-
finanzhof10 entschieden hat, kann 
ein solcher Antrag auch noch im 
Jahr der Veräußerung der Beteili-
gung gestellt werden und ermög-

licht dann auch für die folgenden 
vier Jahre den Abzug der Zinsen, 
wenn nach Veräußerung noch 
eine Restschuld aus der Betei-
ligungsfinanzierung verbleiben 
sollte. Dass die Beteiligung dann 
gar nicht mehr besteht, ist uner-
heblich.

nehmerregelung werden von 
22.000 Euro auf 25.000 Euro für 
das Vorjahr und von 50.000 Euro 
auf 100.000 Euro für das laufen-
de Kalenderjahr angehoben (§ 19 
UStG).12

Neu eingeführt wird ein Beson-
deres Meldeverfahren für in-
ländische Unternehmer, die die 
Kleinunternehmerregelung in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat 
in Anspruch nehmen wollen (§	
19a UStG).

•	 Im neuen § 34a UStDV 
werden die Mindestanga-
ben für Rechnungen von 
Kleinunternehmen festge-
legt (siehe hierzu Nr. 4). 

•	 Die Grenze, bei deren Über-
schreiten vierteljährlich Um-
satzsteuer-Voranmeldungen 
abzugeben sind, wird von 
7.500 Euro auf 9.000 Euro 
Vorjahresumsatzsteuer ange-
hoben.

Tunal Steuerberatungsgesellschaft mbH   06
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Neue Werte
in der Sozialversicherung 
für 2025

Ab dem 01.01.2025 gelten z. 
T. neue Werte in der Sozialver-
sicherung (Renten-, Arbeitslo-
sen-, Kranken- und Pflegever-
sicherung): 

Bei Arbeitnehmern, die kranken-, 
pflege- und rentenversichert sind, 
trägt der Arbeitgeber regelmäßig 
die Hälfte der Sozialversiche-
rungsbeiträge;26 dies gilt auch für 
den kassenindividuellen Zu-
satzbeitrag in der gesetzlichen 
Krankenversicherung.27

Sind Arbeitnehmer privat kran-
kenversichert, hat der Arbeitge-
ber einen steuerfreien Zuschuss 
in Höhe von 50 % der vom Arbeit-
nehmer zu zahlenden Beiträge 
zu leisten. Dieser Zuschuss ist 
jedoch auf den halben Höchst-
beitrag (einschließlich der Hälfte 
des durchschnittlichen Zusatz-
beitragssatzes von 2,5 %28) in 

der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung begrenzt. Für 
2025 gilt danach ein höchstmög-
licher Zuschuss für die private 
Krankenversicherung des Arbeit-
nehmers von (50 % von 942,64 
Euro =) 471,32 Euro monatlich.29

tionsnummer oder Kleinunter-
nehmer-Identifikationsnummer,13 

3.	 das Ausstellungsdatum, 

4.	 die Menge und die 
Art (handelsübliche Bezeich-
nung) der gelieferten Gegen-
stände oder den Umfang und 
die Art der sonstigen Leistung, 

5.	 das Entgelt für die Liefe-
rung oder sonstige Leistung in 
einer Summe mit einem Hinweis 
darauf, dass für die Lieferung 
oder sonstige Leistung die Steu-
erbefreiung für Kleinunternehmer 
gilt (§ 19 UStG).

Die Bestimmungen für Kleinbe-
tragsrechnungen bis 250 Euro 
und für Fahrausweise gelten 
auch für Rechnungen von Klein-
unternehmern.

Die Regelungen zur E-Rechnung 
müssen von Kleinunternehmern 
nicht beachtet werden, sie kön-
nen vielmehr mit Papierrechnun-
gen („sonstige Rechnung“ nach § 
14 Abs. 1 Satz 4 UStG) über ihre 
erbrachten Leistungen abrech-
nen.
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• Seite 5
(04) Siehe § 8 Abs. 2 Satz 6 ff. EStG.
(05) Vgl. R 8.1 Abs. 7 Nr.4 LSt R sowie im Einzelnen BMF-Schreiben vom 18.01.2019 – IV C 5 – S 2334/08/10006-01 (BStBl
        2019 I S. 66).
(06) Vgl.§1Abs.1Nr.3 Soziaversicherungsentgeltverordnung.
(07) Zur Minderung bei Überlassung einer sonstigen Unterkunft in bestimmten Fällen siehe § 2 Abs. 3 Satz 2 Sozialversiche-
        rungsentgeltverordnung.
(08) Siehe § 8 Abs. 2 Satz 12 EStG.

• Seite 6
(09) BFH-Urteil vom 12.12.2023 VIII R 2/21 (BStBl 2024 II S. 350). 
(10) BFH-Urteil vom 17.07.2024 VIII R 37/23 (BStBl 2024 II S. 745).
(11) Vgl. dazu das 4. Bürokratieentlastungsgesetz und das Jahressteuergesetz 2024.
(12) Für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer gilt abweichend eine Grenze für den Jahresum satz im ge-
        samten Gemeinschaftsgebiet im vorangegangenen Kalenderjahr von 100.000 € (§ 19 Abs. 4 UStG). Wird die Grenze von 
        100.000 € überschritten, entfällt ab diesem Zeitpunkt die Kleinunternehmenregelung.

• Seite 7
(13) Ab 01.01.2025 sind die Registrierung und eine Teilnahme an der EU-Kleinunternehmer-Regelung möglich. Die für die Teil
        nahme an der EU-KU-Regelung grundsätzlich erforderliche Kleinunternehmer-Identifikationsnummer (KU-IdNr.) wird vom 
        BZSt erteilt.
(14) Siehe die Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2025 (BGBl 2024 I Nr. 365).
(15) Siehe BGBl 2024 I Nr. 368.
(16) Vgl. § 341 Abs. 2 SGB III.
(17) Zuzüglich des kassenindividuellen Zusatzbeitrags; siehe § 241, § 242 und § 242a SGB V.
(18) Für kinderlose Versicherungspflichtige in der Pflegeversiche- rung gilt regelmäßig ein Beitragszuschlag in  Höhe von 0,6 %,
        wenn diese mindestens 23 Jahre alt sind. Ab dem zweiten Kind erfolgt eine Beitragsreduzie rung um 0,25 % pro Kind, be-
        grenzt auf max. 1 %, die bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres des Kindes gewährt wird. Der Arbeitgeberanteil bleibt
        stets unverändert (siehe § 55 Abs. 3 SGB XI). Hinweis: In Sachsen tragen die Beschäftigten vom Grundbeitrag (statt 1,8 
        %) einen Anteil von 2,3 % (§ 58 Abs. 3 SGB XI). 
(19) Die Versicherungspflichtgrenze regelt – unabhängig von der Beitragsbemessungsgrenze – die Pflichtversicherung in der 
        gesetzlichen Krankenversicherung. Besserverdienende, deren Jahresarbeitsentgelt im laufen den Kalenderjahr die Ver-
        sicherungspflichtgrenze übersteigt, können im Folgejahr in eine private Krankenversicherung wechseln (§ 6 Abs. 4 SGB V).
        Für Arbeitnehmer, die am 31.12.2002 privat krankenversichert waren, gilt für 2025 eine Versicherungspflichtgrenze in Höhe
        von 62.100 € jährlich bzw. 5.175 € monatlich (vgl. § 6 Abs. 7 SGB V).
(20) Siehe § 8 Abs. 1a und 1b SGB IV. Durch die seit 01.10.2022 bestehende Koppelung der Geringfügigkeitsgrenze an den 
        Mindestlohn (ab 01.01.2025 12,82 i) ergibt sich eine dynamische Erhöhung.
(21) Siehe § 249b SGB V; der Beitrag entfällt, wenn ein geringfügig Beschäftigter privat krankenversichert ist.
(22) Für seit 2013 begründete Beschäftigungsverhältnisse bestehtgrundsätzlich eine Rentenversicherungspflicht (für geringfügig
        Beschäftigte gilt eine Mindestbemessungsgrundlage von monatlich 175 i; § 163 Abs. 8 SGB VI). Arbeitnehmer können sich
        allerdings hiervon befreien lassen; dann fällt nur der pauschale Arbeitgeberbeitrag an (vgl. § 6 Abs. 1b SGB VI).
(23) Siehe § 172 Abs. 3 und 3a SGB VI.
(24) Im Gesetz ist ein Umlagesatz von 0,15 % festgelegt; eine Absenkung des Satzes (auf 0,06 % wie für 2024) ist noch nicht 
        veröffentlicht worden.
(25) Siehe Künstlersozialabgabe-Verordnung 2025 (BGBl 2024 I Nr. 274). 
(26) Ausnahmen siehe Fußnote 18.
(27) Vgl. § 249 Abs. 1 und 3 SGB V.
(28) Vgl. die Bekanntmachung vom 06.11.2024 im Bundesanzeiger vom 07.11.2024.
(29) Vgl. § 257 Abs. 1, 2 und 2a SGB V.
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